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Interview des Landesbeauftragten für Stasi-Unterlagen

„Entscheidend ist die Perspektive der Opfer“
Der Landesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR, Gerhard Ruden, hat sich in einem Interview der Volkstimme zu seinem Verhalten während einer Vernehmung durch den Staatssicherheitsdienst geäußert. Dazu erklärt Jürgen Scharf, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion:
„Die Vernehmung durch den Staatssicherheitsdienst stellte für jeden Vernommenen eine außergewöhnliche psychische Zwangssituation dar. Der Betroffene konnte kaum kalkulieren, was auf ihn wartete. Deshalb bedarf die Beurteilung eines Vernehmungsprotokolls des Staatssicherheitsdienstes besonderer zeitgeschichtlicher Kenntnisse. Die Stasiunterlagenbehörde und die Wissenschaft haben diese Kenntnisse inzwischen erarbeitet und werden mit Sicherheit noch eine fundierte Wertung vornehmen.

Gleichwohl kann ich schon jetzt feststellen, dass ich mir gewünscht hätte, dass der jetzige Landesbeauftragte damals als Student stärker seinen Vernehmern widerstanden hätte.

Nicht hinzunehmen ist seine heutige Bewertung im Interview: ´Wenn einer verhaftet wird, dann hat er ja wohl in erster Linie selbst daran Schuld.´ Dieser Satz verkennt, dass die Missachtung des Rechtes auf freie Meinungsäußerung Ursache von Unterdrückung und Verfolgung war und in vielen Teilen der Welt weiterhin ist und nicht die frei geäußerte Meinung, egal, ob deren Inhalt geteilt wird oder nicht.

Hauptaufgaben des Stasiunterlagenbeauftragten sind unter anderem die Aufarbeitung der Tätigkeit der Stasi, einschließlich Struktur, Methoden und Wirkungsweise sowie die Opferberatung. Zur Opferberatung gehört als wichtiger Bestandteil die psycho-soziale Erstberatung. Was werden die Opfer sagen, wenn sie dieses Interview lesen? 
Ich kann mir nicht vorstellen, dass Herr Ruden weiter in der Lage sein wird, das notwendige Vertrauensverhältnis zu den Opfern zu erhalten. Er sollte deshalb seine Funktion um der Sache willen zur Verfügung stellen.

Es ist in meinen Augen tragisch, dass Herr Ruden nicht in der Lage war, in der Konfrontation mit seinem eigenen Vernehmungsprotokoll die Vielschichtigkeit von eigener Unterdrückung, dem legitimen Versuch, sich den Fängen der Stasi zu entziehen und der Aufarbeitung seiner eigenen Geschichte gerecht zu werden.

Es bleibt der Verdienst, 1989 zu den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Magdeburg gehört zu haben, die unter erheblichem persönlichen Risiko den Staatsicherheitsdienst aufgelöst haben.“
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